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Das darauffolgende Kapitel dieses siebten Teils beleuchtet die Möglichkeiten der Verteidi-
gung gegen die Vollziehung von Beschlagnahme- und Vermögensarrestmaßnahmen. Auch 
hier skizziert der Autor zunächst die verschiedenen Rechtsmittel und deren Voraussetzun-
gen. Auch in diesem Rahmen finden sich an geeigneter Stelle Praxistipps, die den Blick des 
Lesers über den theoretischen Tellerrand schweifen lassen. Beispielhaft sei etwa der Hinweis 
genannt, dass die Einigungsbereitschaft von Gläubigern und die damit einhergehenden po-
sitiven Folgen des § 73e StGB in Form eines Ausschlusses von Abschöpfungsmaßnahmen 
dadurch gefördert sein können, dass § 111h Abs. 2 S. 1 StPO Vollstreckungen in die vorläufig 
gesicherten Werte ausschließt.  

Der achte und letzte Hauptteil des Buches befasst sich mit dem Verfahren im Zusammen-
hang mit der Entscheidung über die Einziehung. Dabei verdienen gerade die Ausführungen 
zum Ermessen der Staatsanwaltschaft bei der Entscheidung über die Aufnahme von Einzie-
hungsanträgen in die Anklage und zu den Möglichkeiten des § 421 StPO besondere Auf-
merksamkeit – sieht man sich seit der Reform doch in der Praxis oftmals Hinweisen der Er-
mittlungsbehörden ausgesetzt, diesbezügliche Entscheidungen seien zwingend. Selbiges 
gilt im Hinblick auf die vom Autor präsentierten Möglichkeiten eines Absehens von der Ein-
ziehung in der Hauptverhandlung. Der Teil endet mit Erwägungen zu selteneren aber nicht 
weniger bedeutsamen Verfahrenskonstellationen, namentlich der Einziehung im Strafbe-
fehlsverfahren, dem selbständigen Einziehungsverfahren und der Stellung von Drittbe-
troffenen. Gerade Letzteres gewinnt durch die Einbeziehung von juristischen Personen als 
Einziehungsbetroffene in die Strafverfahren zunehmend an Bedeutung.  

Der abschließende, neunte Teil des Werks beleuchtet schließlich die Vergütung des Vertei-
digers im Einziehungsverfahren. 

III. Fazit 
Den Autoren ist mit dem Buch „Vermögensabschöpfung im Strafverfahren“ eine in jeglicher 
Hinsicht beeindruckende Gratwanderung gelungen. Ein praxisnahes Werk, das weit mehr 
als nur gesetzliche Vorgaben rund um die Vermögensabschöpfung schildert, ohne dabei 
dogmatisch kleinteilig zu werden. Gerade diese konsequente und nachvollziehbare 
Schwerpunktsetzung ermöglicht es den Autoren das Thema zugleich umfassend und auch 
tiefgründig zu behandeln, ohne den Umfang eines für die Praxis verfassten Werks zu spren-
gen. Es lohnt sich vor diesem Hintergrund sowohl für den Leser, der am Stück einen umfas-
senden Überblick zur Vermögensabschöpfung bekommen will als auch für denjenigen, der 
gezielt einzelne Fragestellungen nachschlagen und Handlungsoptionen ermitteln will.         

 

Unternehmensstrafrecht  

Rechtsanwalt Dr. Florian Eichner, Leipzig  

Julian Dust: Täterschaft von Verbänden 
Duncker & Humblodt, 138 Seiten, 59,90 Euro 

Die Publikation wurde im Jahr 2018 von der Juristischen Fakultät der Universität zu Köln als 
Dissertation angenommen. Literatur und Rechtsprechung befinden sich auf dem Stand von 
April 2019. 

I. Einleitung 
In der jüngeren Vergangenheit hat vor allem die Aufarbeitung des Diesel-Abgasskandals die 
Frage aufgeworfen, ob nicht lediglich die jeweils handelnden natürlichen Personen, son-
dern auch Unternehmen für betriebsbezogene Straftaten zu sanktionieren sind. Dies setzt 
allerdings voraus, dass sie Verantwortung für das straf- bzw. ordnungswidrigkeitenrechtlich 
relevante Fehlverhalten der für sie handelnden Personen tragen.  

Anders als beispielsweise im angloamerikanischen Rechtsraum, vor allem in den USA, kennt 
das StGB eine Strafbarkeit von juristischen Personen bzw. von Verbänden jedoch nicht. Tä-
ter einer Straftat kann nach deutschem Recht vielmehr nur eine natürliche Person sein. 
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Denn dem deutschen Strafrecht liegt der Grundsatz zugrunde, dass jeder Täter nur nach 
seiner Schuld bestraft wird (vgl. § 46 Abs. 1 Satz 1 StGB).  

Allerdings sieht auch das geltende deutsche Recht Möglichkeiten vor, juristische Personen 
oder Personenvereinigungen im Falle eines betriebsbezogenen straf- oder ordnungswidrig-
keitenrechtlich relevanten Fehlverhaltens einer Leitungsperson unmittelbar durch die Fest-
setzung einer Geldbuße gemäß § 30 OWiG zu sanktionieren. Gleiches gilt, soweit ein be-
triebsbezogenes Fehlverhalten durch das Unterlassen einer erforderlichen Aufsichtsmaß-
nahme ermöglicht worden ist (§ 130 OWiG).  

Auch das EU-Kartellrecht sieht in Art. 23 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1/2003 Möglichkeiten zur Ver-
hängung von Geldbußen gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen für den 
Fall des Verstoßes gegen das EU-Kartellrecht vor.  

Sowohl mit Blick auf die Verhängung einer Verbandsgeldbuße gemäß §§ 30, 130 OWiG als 
auch auf eine Sanktionierung gemäß Art. 23 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1/2003 stellt sich jedoch die 
Frage, ob die für das Individualstrafrecht entwickelten Kriterien für die Zurechnung von 
strafrechtlichen Verantwortlichkeiten auch auf die Sanktionierung von Verbänden übertra-
gen werden können. Diese nicht nur für die Strafrechtswissenschaft, sondern auch für Prak-
tiker sowie nicht zuletzt auch für die betroffenen Unternehmen und ihre Leitungspersonen 
bedeutende Fragestellung steht im Mittelpunkt der Dissertation "Täterschaft von Verbän-
den" von Julian Dust. 

II. Inhalt 
Ein besonderer Dienst der Dissertation ist die Entwicklung der Begrifflichkeit von Verbands-
täterschaft. Dabei geht der Autor von den für das Individualstrafrecht entwickelten Wertun-
gen aus und versucht diese, (soweit möglich) auf den Bereich der Verbandstäterschaft zu 
übertragen. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse werden dabei stets sowohl für die buß-
geldrechtliche Haftung gemäß §§ 30, 130 OWIG als auch für eine Sanktionierung nach dem 
EU-Kartellrecht gemäß Art. 23 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1/2003 entwickelt.  

Die Dissertation ist in sieben Teile gegliedert: Problematik: Sind juristische Personen Täter (A.), 
Methodik (B.), Verbände als Normadressaten und Normautoren (C), Tathandlungen von Ver-
bänden (D.), Der Unrechtsvorwurf gegenüber Verbänden (E.), Täterschaft und Tatherrschaft (F.), 
Zusammenfassung und Ergebnisse (G.). 

Im ersten Teil "Problematik: Sind juristische Personen Täter?" (A.) wird der Leser anschaulich 
in das Thema eingeführt und mit den sich dabei stellenden Problemen vertraut gemacht. 
Der Autor erläutert hierbei die zum Verständnis der Dissertation erforderlichen Begrifflich-
keiten im Zusammenhang mit der Verbandstäterschaft und versucht, die für den Bereich 
der Individualtäterschaft entwickelten Definitionen von Täterschaft im Sinne von § 25 Abs. 1 
StGB auf das Verbandsstrafrecht zu übertragen. Hierbei wird dem Leser sogleich verdeut-
lich, dass die anhand der Tatherrschaftslehre entwickelten Abgrenzungskriterien zwischen 
Täterschaft und Teilnahme (wenn überhaupt) nur bedingt auf das Verbandsstrafrecht über-
tragen werden können.  

Im folgenden zweiten Kapitel "Methodik" (B.) werden kurz die zur Anwendung gebrachten 
methodischen Grundlagen erläutert, ehe sich der Autor im dritten Kapitel (C.) schwer-
punktmäßig der Frage widmet, anhand welcher Kriterien "Verbände als Normadressaten 
und Normautoren" im strafrechtlichen Sinne in Betracht kommen. Hierbei geht der Autor 
wiederum von den für das Individualstrafrecht entwickelten Kriterien von Straf- und Schuld-
fähigkeit aus und überprüft sodann, inwiefern diese auf die vorliegende Fragestellung über-
tragbar sind. Die zunächst allgemein gehaltenen Ausführungen erhalten sodann eine Kon-
kretisierung in Bezug auf die Fälle der Festsetzung einer Verbandsgeldbuße gemäß § 30 
OWiG sowie einer Geldbuße gemäß Art. 23 VO (EG) Nr. 1/2003 gegen Unternehmen und Un-
ternehmensvereinigungen. Ausführlich widmet sich der Autor hierbei der rein wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise im EU-Kartellrecht, die zur Folge hat, dass Rechtsverstöße kon-
zernübergreifend zugerechnet werden können. Hierbei wird herausgearbeitet, dass die 
wirtschaftliche Betrachtungsweise die Zuordnungsfunktion der Rechtspersönlichkeit und 
des Rechtsträgerprinzips, die im Individualstrafrecht gilt, ersetzt. Der Autor gelangt hierbei 
zu der Erkenntnis, dass dies mit dem Täterbegriff des geltenden Strafrechts nicht vereinbar 
sei und letztlich auf eine reine Erfolgshaftung hinausliefe.  
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Der vierte Teil (D.) widmet sich der Fragestellung nach möglichen "Tathandlungen von Ver-
bänden". Auch hierbei dient das Individualstrafrecht zunächst als Ausgangspunkt, ehe die 
hierfür entwickelten Grundsätze auf Verbandstaten übertragen werden. Die dabei gewon-
nenen Erkenntnisse werden anschließend wiederum mit Blick auf die Verhängung einer 
Verbandsgeldbuße gemäß § 30 OWiG sowie auf Geldbußen nach dem EU-Kartellrecht kon-
kretisiert. Insbesondere die Unterschiede dieser Sanktionsregime werden dabei veranschau-
licht. Während § 30 Abs. 1 OWiG die betriebsbezogene Anknüpfungstat dem Verband als 
eigenen Rechtsverstoß zurechnet, so der Autor, wird eine Zuwiderhandlung im Sinne von 
Art. 23 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1/2003 als eigener Rechtsverstoß des Unternehmens verstanden. 
Dies belegt einmal mehr die bereits im vorangegangenen Teil gewonnene Erkenntnis, dass 
dies letztlich auf eine reine Erfolgshaftung des Verbandes für ein Fehlverhalten von Mitar-
beitern hinausliefe.  

Im fünften Teil (E.) widmet sich der Autor der Frage nach dem "(…) Unrechtsvorwurf gegen-
über Verbänden". Auch hierbei bleibt sich der Autor seiner Linie treu, indem zunächst die 
Unrechtsbegriffe und die daraus folgende Legitimation von Strafe für das Individualstraf-
recht dargestellt werden und anschließend überprüft wird, inwiefern diese Erkenntnisse für 
den Bereich des Verbandsstrafrechts fruchtbar gemacht werden können, und zwar zum ei-
nen mit Blick auf § 30 OWiG und sodann auch auf eine Sanktionierung nach dem EU-
Kartellrecht gemäß Art. 23 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1/2003.  

Der anschließende sechste Teil (F.) "Täterschaft und Tatherrschaft" widmet sich schwer-
punktmäßig der Tatherrschaftslehre. Hierbei stellt der Autor zunächst die Grundlagen, ins-
besondere die für den Bereich des Individualstrafrechts entwickelten Kriterien zur Abgren-
zung von Täterschaft und Teilnahme dar und wirft sodann die Frage auf, ob diese auch für 
das Verbandsstrafrecht herangezogen werden können. Problematisch ist hierbei allerdings, 
worauf auch der Autor zu Recht hinweist, dass die Tatherrschaftslehre vorrangig der Zuord-
nung von Tathandlungen zu den Kategorien Täterschaft und Teilnahme dient. Eine direkte 
Übertragung der Tatherrschaftslehre auf das Verbandsstrafrecht sei daher nicht möglich 
und auch nicht erforderlich, da dabei nicht die Abgrenzung von Tatbeiträgen im Vorder-
grund stehe, sondern die normative Zurechnung und somit die Qualifizierung einer Tat als 
Verbandstat.  

Im letzten Teil (G.) werden die Schwerpunkte der Dissertation noch einmal zusammenge-
fasst und die Ergebnisse übersichtlich dargestellt. Die Dissertation wird hierdurch insgesamt 
abgerundet. An dieser Stelle wird noch einmal veranschaulicht, dass eine Übertragung der 
für das Individualstrafrecht entwickelten Grundsätze auf Fälle des Unternehmensstrafrecht 
problembehaftet ist und es daher möglicherweise auch gänzlich anderer Lösungsansätze 
bedarf.  

III. Zusammenfassung 
Die Dissertation ist mit Blick auf die deutliche Schwerpunktsetzung in der Strafrechtsdog-
matik gerade für Vertreter aus der Wissenschaft lesenswert und überzeugt vor allem durch 
eine konzise Darstellung sowie ihren stringenten Aufbau. Das gut gegliederte Inhaltsver-
zeichnis zu Beginn und das Stichwortverzeichnis am Ende der Dissertation helfen dem Le-
ser, die ihn interessierenden Punkte sofort aufzufinden. Das sehr umfangreiche Literaturver-
zeichnis ermöglicht dem Leser zudem, sich im Bedarfsfall mit den für ihn relevanten Frage-
stellungen noch ausführlicher zu befassen.  

Hervorzuheben ist noch, dass die Darstellung zur Täterschaft von Verbänden einen sehr gu-
ten Überblick über die unterschiedlichen Zurechnungsmodelle einerseits im Zusammen-
hang mit der Verhängung von Verbandsgeldbußen gemäß § 30 OWiG und andererseits im 
Hinblick auf die Sanktionierung von Zuwiderhandlungen nach dem EU-Kartellrecht gibt. Ge-
rade diese Gegenüberstellung ist besonders interessant. Sie erfährt zudem eine zum Zeit-
punkt der Veröffentlichung der Dissertation noch nicht absehbare Aktualität durch den erst 
vor einigen Monaten veröffentlichten Referentenentwurf eines "Gesetzes zur Stärkung der 
Integrität in der Wirtschaft" durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz, der insbesondere einen Entwurf eines Gesetzes zur Sanktionierung von verbandsbe-
zogenen Straftaten (Verbandssanktionengesetz VerSanG) enthält. Das hierbei vorgesehene 
Zurechnungsmodell von Verbandstaten nimmt sowohl Anlehnung an § 30 OWiG als auch 
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an die Sanktionierung nach dem EU-Kartellrecht, weshalb die Dissertation bis heute nichts 
von ihrer Aktualität eingebüßt hat. 

 

Compliance 

Rechtsanwalt Dr. Richard Hennecke, Hannover 

Ulrich Sieber, Marc Engelhart: Compli-
ance Programs for the Prevention of Eco-
nomic Crimes – An Empirical Survey of 
German Companies 

Duncker & Humblot, Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts für ausländisches und 
internationales Strafrecht, Strafrechtliche Forschungsberichte, Band S 140. 312 Sei-
ten, 40 Euro 

I.  Einleitung 
Empirische Studien zu Compliance-Themen, die wissenschaftlichen Ansprüchen gerecht 
werden, sind äußerst selten. Umso erfreulicher ist daher die von Ulrich Sieber und Marc 
Engelhart durchgeführte Studie mit dem Titel „Compliance Programs for the Prevention 
of Economic Crimes“, die im Jahr 2014 in der Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts ver-
öffentlicht worden ist. Anlass der Studie war neben der stark zugenommenen Bedeutung 
von Compliance-Programmen im Allgemeinen auch der damalige Kutschaty-Entwurf zur 
Einführung eines Unternehmensstrafrechts und die im Entwurf erstmals explizit berück-
sichtigte Rolle von Compliance-Maßnahmen bei der Bebußung von Unternehmen. Der ak-
tuelle Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Integrität in die Wirtschaft 
knüpft an diese Konzeption an: auch im aktuellen Gesetzesvorhaben zur Neuordnung der 
Sanktionierung von Unternehmen wird Compliance-Maßnahmen eine entscheidende Rol-
le eingeräumt. Anlass genug, sich auch sechs Jahre nach Veröffentlichung der Studie mit 
ihren Ergebnissen auseinanderzusetzen. 

II. Konzeption der Studie 
Die Studie beruht auf zwei Fragebögen aus den Jahren 2012 und 2013 sowie auf der Ana-
lyse der im Dezember 2012 öffentlich zugänglichen Compliance-Dokumente der DAX 30 
Unternehmen. Adressaten der Fragebögen waren deutsche Unternehmen jeder Größen-
ordnung aus verschiedenen Wirtschaftssektoren. Insgesamt nahmen an der ersten Um-
frage 140 und an der zweiten Umfrage 148 Unternehmen teil.  

Inhaltlich betraf der erste Fragebogen zunächst die Ausgestaltung des Compliance Pro-
grammes des jeweiligen Unternehmens. So wurde abgefragt, auf welche Compliance-
Bereiche (Korruption, Datenschutz etc.) die jeweiligen Compliance-Maßnahmen abzielten, 
wer innerhalb des Unternehmens für die Umsetzung und Kontrolle der Compliance-
Maßnahmen zuständig ist, welche Compliance-Maßnahmen vorhanden sind und welches 
Gewicht den einzelnen Maßnahmen aus Sicht der Interviewten zugeschrieben wird. Fer-
ner wurde abgefragt, wie Compliance-Verstöße aufgedeckt werden, welche Bedeutung 
dabei den einzelnen Aufdeckungsmöglichkeiten zukommt und wie Compliance-Verstöße 
intern sanktioniert werden. Zudem wurde die Häufigkeit von Compliance-Vorfällen abge-
fragt und wie Compliance-Investigations im jeweiligen Unternehmen ablaufen und aus-
gestaltet sind. Im Anschluss wurde abgefragt, wie die Eignung von rechtlichen Vorgaben 
und einzelnen Compliance-Maßnahmen zur Verhinderung von Compliance-Verstößen 
bewertet wird und durch welche Beweggründe die Motivation des Unternehmens zur Ein-
führung von Compliance-Maßnahmen begründet werden kann. 

Der zweite Fragebogen, für dessen Anlass der NRW-Gesetzesentwurf zur Einführung eines 
Unternehmensstrafrechts aus 2013 angeführt wird, betrifft vor allem die Eignung einzel-
ner Maßnahmen zur Verhinderung von Kriminalität im Unternehmen: Gefragt wurde nach 


